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(Nr. 10342.) Gemeindeforſtgeſetz für die Hohenzollernſchen Lande. Vom 22, April 1902, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ar. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie für 
die Hohenzollernſchen Lande, was folgt: 


H. 1 
Die Verwaltung der Waldungen der Gemeinden und öffentlichen Anſtalten 
(Kirchengemeinden, Pfarren, Schulen, Stiftungen u. ſ. w.) unterſteht der Aufficht 
des Staates nach Maßgabe dieſes Geſetzes. 


$. 2. 

Die Benutzung und Bewirthſchaftung der im F. 1 genannten Waldungen 
muß ſich innerhalb der Grenzen der Nachhaltigkeit bewegen. Insbeſondere darf 
die Erhaltung der ſtandortsgemäßen Holz- und Betriebsarten nicht durch die 
Nebennutzungen gefährdet werden. Ein Betrieb, der eine der im $. 2 des Geſetzes 
vom 6. Juli 1875, betreffend Schutzwaldungen und Waldgenoſſenſchaften Geſetz⸗ 
Samml. S. 416) bezeichneten Gefahren herbeiführen könnte, iſt unzuläſſig. 


§ 3. 

Der Bevikihſchafkug der Waldungen ſind Betriebspläne zu Grunde zu 
legen, welche der Feſtſtellung durch die Aufſichtsbehörde ($. 16) bedürfen und 
einer Reviſion zu unterziehen ſind, ſobald dies die Aufſichtsbehörde für erforderlich 
erachtet. Hierbei ſind, namentlich hinſichtlich der Holz- und Betriebsart ſowie 
der Umtriebszeit die wirthſchaftlichen Bedürfniſſe und Wünſche der Waldeigen- 
thümer zu berückſichtigen, ſoweit dies mit den Grundſätzen des F. 2 vereinbar iſt. 
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Ausgegeben zu Berlin den 13. Mai 1902. 


Für Waldungen, welche von fo geringem Umfange find, daß eine regel- 
mäßige Bewirthſchaftung nur mit unverhältnißmäßigen Opfern ſeitens des Eigen- 
thümers ſtattfinden kann, oder deren Betriebsverhältniſſe fo einfach ſind, daß 
eine beſondere Nutzungsfeſtſetzung entbehrlich erſcheint, bedarf es keiner Aufſtellung 
förmlicher Betriebspläne. In ſolchen Fällen genügt eine kurze Darſtellung der 
Standorts-, Betriebs- und Ertragsverhältniſſe, die Angabe über den Zeitpunkt 
des Abtriebs und die Art der Wiederkultur ſowie die Anfertigung einer Waldkarte. 


f F. 4. 

Den laufenden Wirthſchaftsbetriebm hat der ſtaatliche Oberförſter (§. 8) zu 
leiten und zu überwachen. Zu dieſem Behufe hat er vorausgehend für jedes Be⸗ 
triebsſahr im Einvernehmen mit den Gemeinden und öffentlichen Anſtalten, in 
allen Einzelheiten hinreichend erörterte Vorſchläge für den Einſchlag, die Kulturen, 
die Wege- und Grenzunterhaltung, ſowie ſonſtige Verbeſſerungen der Aufſichts⸗ 
behörde zur Genehmigung vorzulegen. Am Schluſſe des Wirthſchaftsjahrs iſt 
der Vollzug der genehmigten Anträge nachzuweiſen. 


Sa 55 

Abweichungen von dem feſtgeſtellten Betriebsplan, insbeſondere die Vor⸗ 
nahme außerordentlicher Holzfällungen bedürfen der Genehmigung der Aufſichts⸗ 
behörde. Desgleichen iſt zu Nebennutzungen die Genehmigung der Aufſichts⸗ 
behörde einzuholen. Wird durch eine Streunutzung die Nachhaltigkeit des Wald- 
betriebs gefährdet, fo darf die Genehmigung nur unter gleichzeitiger entſprechender 
Einſchränkung des jährlichen Hiebsſatzes ertheilt werden. 

In Fällen, in denen die genehmigten Holz- oder Nebennutzungen über⸗ 
ſchritten werden, oder die Kulturen nicht in dem vorgeſehenen Umfang oder in 
ungenügender Weiſe zur Ausführung kommen, iſt die Aufſichtsbehörde befugt, die 
Nutzung entſprechend einzuſchränken und die Ausführung der nöthigen Arbeiten 
gemäß F. 132 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883 zu erzwingen. 

F. 6. 


Die Gemeinden find verpflichtet, da, wo ihre Kräfte es geſtatten, ms 
kultivirte Grundſtücke, welche zu dauernder landwirthſchaftlicher oder gewerblicher 
Nutzung nach ſachverſtändigem Gutachten nicht geeignet, dagegen mit Nutzen zur 
Holzzucht zu verwenden ſind, mit Holz anzubauen. 

Zur Erfüllung dieſer Verpflichtung können die Gemeinden nach Anhörung 
ihrer Vertreter und des Amtsausſchuſſes, bei Städten des Bezirksausſchuſſes, 
durch die Aufſichtsbehörde angehalten werden. 


F. 7 


Gemeinden, deren Kräfte die Ausführung ſolcher im Intereſſe der Landes⸗ 
kultur gebotenen Aufforſtungen aus eigenen Mitteln nicht geſtatten, erhalten 


hierzu aus der Staatskaſſe nach Maßgabe der im Staatshaushalt angeſetzten 
Mittel angemeſſene Beihülfen. 

In allen Fällen iſt den Gemeinden, welche auf Grund der im H. 6 ent⸗ 
haltenen Verpflichtung Holzkulturen nach forſtwirthſchaftlichen Regeln ausführen, 
der dreißigfache Betrag der auf den betreffenden Grundſtücken ruhenden Jahres⸗ 
grundſteuer zu den Koſten der erſten Anlage aus der Staatskaſſe zu überweiſen. 


§. 8. 

Die forſttechniſche Verwaltung der unter dieſes Geſetz fallenden Waldungen 
wird durch ſtaatliche Oberförſter geführt. 

Zu den hierdurch der Staatskaſſe erwachſenden Koſten leiſten die Gemeinden 
einen an die Staatskaſſe zu zahlenden jährlichen Beitrag in Höhe von 60 Pf. 
für das Hektar. 

Hinſichtlich des Beitrags der öffentlichen Anſtalten bewendet es bei dem 
bisherigen Satze von 1 Mark für das Hektar. 


5 N. | 

Die Gemeinden und öffentlichen Anſtalten find verpflichtet, für den Schutz 
ihrer Waldungen durch genügend befähigte Forſtſchutzbeamte (Waldbannwarte) 
ausreichende Fürſorge zu treffen. a 
$. 10. 

Diejenigen Gemeinden und öffentlichen Anftalten, deren Waldungen zu 
klein zur Anſtellung eines eigenen Forſtſchutzbeamten ſind, haben ſich, ſoweit die 
örtlichen Verhältniſſe nicht entgegenftehen, mit anderen waldbeſitzenden Gemeinden 
und öffentlichen Anſtalten zur gemeinſchaftlichen Anſtellung eines Forſtſchutzbeamten 
zu vereinigen. Falls über die Bildung gemeinfchaftlicher Schutzbezirke eine Ver— 
ſtändigung unter den Betheiligten nicht erzielt wird, entſcheidet die Aufſichtsbehörde 
nach Anhörung des Amtsausſchuſſes, wenn mehrere Oberamtsbezirke oder eine 
Stadt betheiligt ſind, des Bezirksausſchuſſes. 


I. 

Die Beſetzung der Stellen der Forſtſchutzbeamten erfolgt: 

a) bei Gemeinden nach Vorſchrift der §§. 68 Abſ. 4 Nr. 5 und 69 Abf. 1 
der Hohenzollernſchen Gemeindeordnung vom 2. Juli 1900 (Geſetz— 
Samml. S. 189), 

b) bei öffentlichen Anſtalten durch deren verfaſſungsmäßige Vertretung. 


§. 12. 

Die Forſtſchutzbeamten der Gemeinden und öffentlichen Anſtalten bedürfen 
der Beſtätigung durch die Auffichtsbehörde und ſind nach vorwurfsfreier Ab— 
legung einer einjährigen Probedienſtzeit anzuſtellen. Sie ſind verpflichtet, den 
dienſtlichen Anweiſungen des Oberförſters Folge zu leiſten. 


8. 13. 


Im Uebrigen finden auf die Rechtsverhältniſſe der Forſtſchutzbeamten die 
Vorſchriften des §. 23 des Geſetzes, betreffend die Anſtellung und Verſorgung 
der Kommunalbeamten, vom 30. Juli 1899 (Geſetz-Samml. S. 141) in Ver⸗ 
bindung mit den $$. 87 bis 91 der Hohenzollernſchen Gemeindeordnung mit 
der Maßgabe Anwendung, daß an Stelle des Amtsausſchuſſes der Bezirks— 
ausſchuß beſchließt, ſoweit bei Betheiligung mehrerer Oberamtsbezirke oder einer 
Stadtgemeinde eine Beſchlußfaſſung ſtattfinden ſoll, und mit der weiteren Maß⸗ 
gabe, daß über die Frage, ob die Vorausſetzungen des F. 2 Abſ. 2 des Geſetzes 
vom 30. Juli 1899 vorliegen, mit Ausſchluß des Rechtswegs die Aufſichtsbehörde 
nach Anhörung des Amtsausſchuſſes, bei Betheiligung mehrerer Oberamtsbezirke 
oder einer Stadt des Bezirksausſchuſſes entſcheidet. 

Iſt bei gemeinſchaftlichen Schutzbezirken eine Stadtgemeinde mit mehr als 
der Hälfte der Fläche betheiligt, fo finden die für ſtädtiſche Beamte in jenen 
Geſetzen gegebenen Vorſchriften entſprechende Anwendung. 


$. 14. 


Die Beſoldung der gemeinſchaftlichen Schutzbeamten iſt von den Wald⸗ 
beſitzern Mangels anderweiter Feſtſetzung nach Maßgabe der Fläche der betheiligten 
Waldungen aufzubringen. In derſelben Weiſe erfolgt nöthigenfalls die Auf⸗ 
bringung der Ruhegehalts- und Hinterbliebenenbeträge. 


$. 15. 

Zur Berathung und Beſchlußfaſſung in allen die gemeinſchaftlichen Forſt⸗ 
ſchutzbezirke betreffenden Fragen hat jede betheiligte Gemeinde und Anſtalt durch 
die Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) beziehungsweiſe Anſtaltsvertretung 
und aus deren Mitte einen oder mehrere Abgeordnete dergeſtalt zu wählen, daß 
Gemeinden und Anſtalten mit einem Waldbeſitze bis 200 Hektar einen, über 
200 bis 500 Hektar zwei, über 500 Hektar drei Abgeordnete wählen. 

Die Abgeordneten verſammeln fi) unter dem Vorſitz eines Kommiſſars 
der Aufſichtsbehörde und beſchließen nach Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleich— 
heit entſcheidet der Vorſitzende, dem im Uebrigen ein Stimmrecht nicht zuſteht. 

Kommt die Wahl der Abgeordneten der für einen gemeinſchaftlichen Forſt— 
ſchutzbezirk in Ausſicht genommenen Gemeinden und öffentlichen Anſtalten nicht 
zu Stande, ſo entſcheidet hinſichtlich der den Forſtſchutzbezirk betreffenden An⸗ 
gelegenheiten die Aufſichtsbehörde nach Anhörung des Amtsausſchuſſes, wenn 
mehrere Oberamtsbezirke oder eine Stadt betheiligt ſind, des Bezirksausſchuſſes, 
ſo lange ſelbſtändig, bis die Wahl erfolgt iſt. 

Das Gleiche gilt, wenn die Abgeordneten der einen gemeinſchaftlichen 
Forſtſchutzbezirk bildenden Gemeinden und öffentlichen Anſtalten die Beſchluß⸗ 
faſſung über einen ihnen nach dieſem Geſetz oder von der Aufſichtsbehörde zu: 
gewieſenen Gegenſtand verweigern. 
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Aufſichtsbehörde im Sinne dieſes Geſetzes ift der Regierungspräſident. 
Gegen die Verfügungen desſelben findet innerhalb zwei Wochen nach der Zu- 
ſtellung die Beſchwerde an die Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und 
Forſten und des Innern ſtatt. f 
17 
Dieſes Geſetz tritt vom 1. April 1903 in Kraft. Gleichzeitig werden alle 
entgegenſtehenden Beſtimmungen aufgehoben. 


$. 18. 
Die Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten und des Innern 
ſind mit der Ausführung des Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 22. April 1902. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bülow. v. Thielen. Schönſtedt. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 
v. Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. 
Frhr. v. Hammerſtein. Möller. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 


ſind bekannt gemacht: 


1. der Allerhöchſte Erlaß vom 24. März 1902, durch welchen der Stadt- 

gemeinde Bielefeld behufs Anbringung von Roſetten an den Vorder— 
wänden der Häuſer zur Befeſtigung von Querdrähten für den elektriſchen 
oberirdiſchen Betrieb ihrer Straßenbahn von Brackwede nach Schildeſche 

das Recht zur dauernden Beſchränkung des Grundeigenthums verliehen 
worden iſt, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Minden 
Nr. 17 S. 165, ausgegeben am 26. April 1902, 
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2, 
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der Allerhöchſte Erlaß vom 26. März 1902, durch welchen der Stadt- 
gemeinde Ratibor das Recht verliehen worden iſt, das für die geplante 
Herſtellung einer Hafenanlage erforderliche Grundeigenthum im Wege 
der Enteignung zu erwerben oder, ſoweit dies ausreichend iſt, mit einer 
dauernden Beſchränkung zu belaſten, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Oppeln Nr. 16 S. 113, ausgegeben am 18. April 1902; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 2. April 1902, betreffend die Genehmigung 


eines Nachtrags zu den reglementariſchen Beſtimmungen des Kur- und 
Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Kredit-Inſtituts, durch die Amtsblätter 
der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 17 
S. 191, ausgegeben am 25. April 1902, 
der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 18 S. 117, aus⸗ 
gegeben am 30. April 1902, 
der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 17 S. 103, ausgegeben am 
25. April 1902, 
der Königl. Regierung zu Cöslin Nr. 18 S. 95, ausgegeben am 
1. Mai 1902, 
der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 17 S. 115, ausgegeben am 
26. April 1902, 
der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 17 S. 143, ausgegeben 
am 24. April 1902, 
der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 17 S. 227, ausgegeben 
am 26. April 1902; 


4. der Allerhöchſte Erlaß vom 7. April 1902, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Kleinbahn-Aktiengeſellſchaft Wallwitz-Wettin 
zu Wettin im Saalkreiſe zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung 
des zum Bau und Betrieb einer Kleinbahn von Wallwitz nach Wettin 
in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Merſeburg Nr. 17 S. 155, ausgegeben am 
26. April 1902; : : 


der Allerhöchſte Erlaß vom 7. April 1902, betreffend die Verleihung 


des Rechtes zur Chauſſeegelderhebung ꝛc. an den Kreis Ruppin für die von 
ihm erbaute Chauſſee von Köritz bis zur Grenze des Kreiſes Weſthavelland 
in der Richtung auf Kolonie Neuwerder, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 18 S. 199, aus⸗ 
gegeben am 2. Mai 1902. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


